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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Bundesrat stimmt Grunderwerbsteuerreform bei den sog. Share Deals zu 
 
Der Bundesrat hat am 07. Mai 2021 dem Gesetz zur Änderung des 
Grunderwerbsteuergesetzes zugestimmt. 

Nachdem der Bundestag die Grunderwerbsteuerreform bereits am 21. April 
beschlossen hatte (siehe unseren Blogbeitrag), hat nun auch der Bundesrat seine 
Zustimmung erteilt. 

Das Gesetz soll am 01. Juli 2021 in Kraft treten. Damit das Gesetz wie geplant in 
Kraft treten kann, muss es vom Bundespräsidenten unterzeichnet und 
anschließend im Bundesgesetzblatt verkündet werden. Es enthält im 
Wesentlichen Maßnahmen gegen so genannte Share Deals, die durch die 
Reform erschwert werden sollen. 

Fundstelle 

BundesratKOMPAKT TOP 5.  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/04/28/bundestag-beschliesst-grunderwerbsteuerreform/
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/21/1004/1004-pk.html?nn=4352766#top-5
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 14. Mai 2021 

 
 
Die Abgeltungswirkung nach § 43 Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 1 EStG 
tritt auch dann ein, wenn die bei der Auszahlung der Kapitalerträge 
einbehaltene Kapitalertragsteuer nicht beim Finanzamt angemeldet 
und abgeführt wird und kein die Abgeltungswirkung des 
Steuerabzugs ausschließender Fall nach § 43 Abs. 5 Satz 1 
Halbsatz 2, Satz 2 oder Satz 3 EStG vorliegt. Dies gilt auch dann, 
wenn der Steuerpflichtige Kapitaleinkünfte in Form von 
Scheinrenditen aus einem betrügerischen Schneeballsystem erzielt 
hat, für die aus seiner Sicht Kapitalertragsteuer nach § 43 Abs. 5 
Satz 1 EStG einbehalten worden ist. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 017/21 sowie das im 
Wesentlichen inhaltsgleiche Urteil VIII R 3/20 und das teilweise 
inhaltsgleiche Urteil VIII R 42/18, beide vom 27. Oktober 2020. 
 

Die Grundsätze der Betriebsaufspaltung kommen auch dann zur 
Anwendung, wenn ein inländisches Besitzunternehmen ein im 
Ausland belegenes Grundstück an eine ausländische 
Betriebskapitalgesellschaft verpachtet. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bezieht ein Unternehmer eine Leistung, um diese an einen Dritten 
unentgeltlich weiter zu liefern und zugleich die eigene 
unternehmerische Tätigkeit zu ermöglichen, steht ihm der 
Vorsteuerabzug zu, wenn die bezogene Eingangsleistung nicht 
über das hinausgeht, was erforderlich/unerlässlich war, um diesen 
Zweck zu erfüllen, und die Kosten der Eingangsleistung 
(kalkulatorisch) im Preis der getätigten Ausgangsumsätze 
enthalten sind und der Vorteil des Dritten (hier: der Allgemeinheit) 
allenfalls nebensächlich ist. Insoweit reicht eine "mittelbare" 
Veranlassung für den Vorsteuerabzug aus (Änderung der 
Rechtsprechung).  
 
Zum Urteil 
 

Urteil VIII R 17/17: 
Abgeltungswirkung 
einbehaltener 
Kapitalertragsteuer bei 
der Besteuerung von 
Scheinrenditen aus 
Schneeballsystemen 
 
 
 
 
29. September 2020 
 

Urteil I R 72/16: 
Grenzüberschreitende 
Betriebsaufspaltung 
 
 
 
 
 
 
 
 
17. November 2020 
 

 

 

Urteil XI R 26/20 (XI R 
28/17): Zum 
Vorsteuerabzug und 
zur unentgeltlichen 
Zuwendung - 
Nachfolgeentscheidun
g zum EuGH-Urteil 
Mitteldeutsche 
Hartstein-Industrie - C-
528/19 
 
16. Dezember 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110081/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/keine-besteuerung-von-scheinrenditen-aus-schneeballsystemen-bei-vom-betrueger-einbehaltener-kapitalertragsteuer/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110084/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110083/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110076/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110088/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil IX R 16/19: Bekanntgabe der Prüfungsanordnung - 
vermögensverwaltende Personengesellschaft - Hemmung der 
Feststellungsfrist 
27. Oktober 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil III R 27/19: Anspruch auf deutsches Kindergeld in den Wohnsitz-
Wohnsitz-Fällen, wenn nur in Deutschland ein Kindergeldanspruch 
besteht 
18. Februar 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 30/17: Änderung der (Teil-)Einspruchsentscheidung durch 
Antrag nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO; Aufteilung der 
Finanzierungskosten bei einer Sicherheits-Kompakt-Rente 
27. Oktober 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 35/18: Erste Tätigkeitsstätte eines Gerichtsvollziehers 
16. Dezember 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 29/18: Grenzen der nachgelagerten Besteuerung von Einkünften 
aus ausländischen Altersvorsorgesystemen ("401(k) pension plan") 
28. Oktober 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 21/19: Schädliche Verwendung von Altersvorsorgevermögen 
aufgrund eines Fehlers des Anbieters 
16. Dezember 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VII R 11/19: Entlastung von der Energiesteuer bei Zahlungsausfall 
15. Dezember 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 34/18: Herstellerrabatt als Entgeltbestandteil des 
innergemeinschaftlichen Erwerbs von Arzneimitteln 
10. Dezember 2020 
Zum Urteil 

  

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110085/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110077/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110082/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110079/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110086/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110087/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110080/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110078/
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Rechtsprechung im Blog 

 

Grunderwerbsteuerliche Bemessungsgrundlage bei geplanter Bebauung 

§ 8 Abs. 2 Satz 2 Alt. 2 GrEStG verlangt eine kausale Verknüpfung der Änderung 
des Gesellschafterbestands mit einem Plan zur Bebauung. Zum einen muss es 
einen vorgefassten Plan geben, mit dem sich die Gesellschaft über einen 
Gesellschafterwechsel hinaus in wesentlichen Punkten so auf die Bebauung 
eines Grundstücks festgelegt hat, dass sie sich im Regelfall nur noch unter 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten oder Einbußen davon lösen könnte. Zum 
anderen müssen die Neugesellschafter die Gesellschaftsanteile wegen des Plans 
erworben haben. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Änderung des Gesellschafterbestands i.S. 
von § 1 Abs. 2a Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) a.F. auf einem vorgefassten 
Plan zur Bebauung eines Grundstücks beruht. 

Während das Finanzamt dies bejaht und als Bemessungsgrundlage nach § 8 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 2 Satz 2 GrEStG a.F. den Grundbesitzwert zum 
Zeitpunkt der Fertigstellung des Gebäudes angesetzt hat, macht die Klägerin eine 
Verletzung von § 8 Abs. 2 Satz 2 Alt. 2 GrEStG a.F. geltend. 

Danach sei die Grunderwerbsteuer auf Grundlage eines Werts nach § 8 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 GrEStG a.F. i.V.m. § 138 Abs. 3 des Bewertungsgesetzes i.d.F. des 
Jahressteuergesetzes 1997 vom 20. Dezember 1996 (BewG) a.F. zu bemessen, 
der auf den Stichtag des steuerbaren Rechtsgeschäfts zu bestimmen sei. Die 
Bebauung sei nicht einzubeziehen. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz blieb ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Nach § 1 Abs. 2a Satz 1 GrEStG a.F. gilt es als ein auf die Übereignung eines 
Grundstücks auf eine neue Personengesellschaft gerichtetes Rechtsgeschäft, 
wenn zum Vermögen einer Personengesellschaft ein inländisches Grundstück 
gehört und sich innerhalb von fünf Jahren der Gesellschafterbestand unmittelbar 
oder mittelbar dergestalt ändert, dass mindestens 95 % der Anteile am 
Gesellschaftsvermögen auf neue Gesellschafter übergehen. Die Vorschrift fingiert 
ein auf Übereignung des Grundstücks auf eine „neue“ Personengesellschaft 
gerichtetes Rechtsgeschäft (BFH-Urteil vom 11. Juni 2013, II R 52/12, Rz 19). 
Zivilrechtlich ändert sich an der Rechtsträgerschaft nichts. 

Nach § 8 Abs. 2 Satz 2 GrEStG a.F. ist der Wert des Grundstücks abweichend 
von § 138 Abs. 1 Satz 2 BewG a.F. nach den tatsächlichen Verhältnissen im 
Zeitpunkt der Fertigstellung des Gebäudes maßgebend, wenn sich der 
Erwerbsvorgang auf ein noch zu errichtendes Gebäude erstreckt (Alt. 1) oder die 
Änderung des Gesellschafterbestands i.S. des § 1 Abs. 2a GrEStG a.F. auf 
einem vorgefassten Plan zur Bebauung eines Grundstücks beruht (Alt. 2). Im 
Streitfall kommt allein § 8 Abs. 2 Satz 2 Alt. 2 GrEStG a.F. in Betracht. 
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§ 8 Abs. 2 Satz 2 Alt. 2 GrEStG a.F. verlangt eine kausale Verknüpfung der 
Änderung des Gesellschafterbestands mit einem Plan zur Bebauung. Zum einen 
muss es einen vorgefassten Plan zur Bebauung eines Grundstücks geben, mit 
dem sich die Gesellschaft über einen Gesellschafterwechsel hinaus in 
wesentlichen Punkten festgelegt hat. Zum anderen muss die Änderung des 
Gesellschafterbestands in der Weise auf diesem Plan beruhen, dass die 
Neugesellschafter die Gesellschaftsanteile wegen des Plans erworben haben. 

Der vorgefasste Plan zur Bebauung eines Grundstücks bildet innerhalb des durch 
die Formulierung „beruht“ zum Ausdruck gebrachten Kausalzusammenhangs den 
Grund, nicht die Folge. 

Die Änderung des Gesellschafterbestands i.S. des § 1 Abs. 2a GrEStG a.F. muss 
auf dem vorgefassten Plan „beruhen“. Weder verlangt die Vorschrift einen zu dem 
so formulierten „Beruhen“ umgekehrten Veranlassungszusammenhang noch 
verlangt sie einen vorgefassten Plan zur Änderung des Gesellschafterbestands. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. September 2020 (II R 12/18), veröffentlicht am 06. Mai 2021. 

 

Vorsteuerabzug bei Eingangsleistungen einer Kapitalanlagegesellschaft i.S. 
des InvG 

Die für einen Leistungsbezug entrichtete Umsatzsteuer ist insoweit nicht als 
Vorsteuer abziehbar, als die hierfür getätigten Ausgaben zu den 
Kostenelementen von steuerfreien Ausgangsumsätzen gehören, weil sie in deren 
Preis eingehen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Klägerin, einer GmbH und 
Kapitalanlagegesellschaft i.S. des im Streitjahr (2006) geltenden 
Investmentgesetzes (InvG), aus Eingangsleistungen der Vorsteuerabzug zusteht. 

Die Klage vor dem Finanzgericht München blieb ohne Erfolg. Die streitigen 
Eingangsleistungen stünden im direkten und unmittelbaren Zusammenhang mit 
der gemäß § 4 Nr. 8 Buchst. h des Umsatzsteuergesetzes (UStG) steuerfreien 
Verwaltung der Sondervermögen, was den Vorsteuerabzug gemäß § 15 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 UStG ausschließe. Die streitigen Eingangsleistungen dienten 
unmittelbar dazu, der Verpflichtung der Klägerin gegenüber den Anlegern zur 
gemäß § 4 Nr. 8 Buchst. h UStG steuerfreien Verwaltung der Sondervermögen 
nachzukommen. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Die für einen Leistungsbezug entrichtete Umsatzsteuer ist insoweit nicht als 
Vorsteuer abziehbar, als die hierfür getätigten Ausgaben zu den 
Kostenelementen von steuerfreien Ausgangsumsätzen gehören, weil sie in deren 
Preis eingehen. 

Dies ist der Fall, soweit eine Kapitalanlagegesellschaft im Rahmen der 
umsatzsteuerfreien Verwaltung eines Sondervermögens Eingangsleistungen für 
Rechnung der (Gesamtheit der) Anleger bei Dritten bezieht, die dafür anfallenden 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110070/
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Kosten gemäß den Bedingungen des Investmentvertrags unmittelbar zu Lasten 
der Anleger aus dem Sondervermögen entnehmen darf und die Kosten zum 
Entgelt der steuerfreien Verwaltungsleistung an die (Gesamtheit der) Anleger 
gehören. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. Dezember 2020 (XI R 13/19), veröffentlicht am 06. Mai 2021. 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110075/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 
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refers to the PwC network and/or one or 
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